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Antrag 

der Abgeordneten Florian Köhler, Oskar Lipp, Johannes Meier und Fraktion (AfD) 

ESG-Bürokratieirrsinn beenden – Bayerische Unternehmen von unnötigen 
Berichtspflichten entlasten 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundes- und EU-Ebene dafür einzuset-
zen, dass sämtliche ESG-Vorgaben und ESG-Berichtspflichten (ESG = zu Deutsch = 
Umwelt, Soziales und Unternehmensführung) mit sofortiger Wirkung aufgehoben bzw. 
nicht eingeführt werden.  

Dies betrifft insbesondere folgende Regelwerke und Maßnahmen: 

─ EU-Taxonomie-Verordnung (inklusive Artikel-8-Offenlegungspflichten) 

─ Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) 

─ European Sustainability Reporting Standards (ESRS) 

─ Sustainable Finance Disclosure Regulation (SFDR) 

─ EU-Lieferkettenrichtlinie (CSDDD) 

─ Deutsches Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) 

─ EU-Entwaldungsverordnung (EUDR) 

─ Carbon Border Adjustment Mechanism (CBAM) 

─ MiFID-II-Delegiertenrecht zur Abfrage von „Sustainability Preferences“ 

─ EZB-Guide zu Klima- und Umweltrisiken (2020) 

─ EBA-Pillar-3-ESG-Offenlegungsstandards 

 

 

Begründung: 

Ein berühmter Volkswirt hatte es 1970 auf den Punkt gebracht: „Die einzige soziale 
Verantwortung von Unternehmen besteht darin, ihre Gewinne zu steigern – solange sie 
sich an die Spielregeln halten.“ Alles andere, wie Umweltschutz oder Arbeitnehmer-
schutz, muss durch klare gesetzliche Regelungen erfolgen und darf nicht durch ESG-
Berichtspflichten und ideologische Selbstgeißelung in die Verantwortung der Unterneh-
men verlagert werden. 

Die ESG-Berichtspflichten belasten die bayerische Wirtschaft in einem nie dagewese-
nen Ausmaß. Unternehmen werden gezwungen, immense personelle und finanzielle 
Ressourcen für Bürokratie, Dokumentation, externe Audits, Datenbeschaffung und IT-
Systeme aufzuwenden, ohne dass ein erkennbarer Mehrwert für Wettbewerbsfähigkeit, 
Wertschöpfung oder Wohlstand entsteht. Besonders kleine und mittelständische Unter-
nehmen geraten durch die indirekte Durchgriffswirkung von CSRD und LkSG unter er-
heblichen Druck. Statt Innovation und Wachstum zu fördern, lähmen die Vorschriften 
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Unternehmen mit endlosen Formularen, Doppelprüfungen und einer ausufernden Be-
richtspflicht, die inzwischen oft umfangreicher ist als klassische Finanzberichte. So ist 
die durchschnittliche Länge von ESG-Berichten in nur drei Jahren rasant gestiegen: 
Während 2019 erst 18 Prozent der internationalen Unternehmen mehr als 150 Seiten 
veröffentlichten, war es 2022 bereits über ein Drittel – ein klarer Beleg für die wach-
sende Überbürokratisierung (WBCSD, 2022). 

Die Kosten dieser Regulierungswelle sind dramatisch: Bereits heute liegen die volks-
wirtschaftlichen Belastungen bei rund 60 Mrd.  Euro jährlich, was 1,4 Prozent des deut-
schen Bruttoinlandsprodukts entspricht (economiesuisse, 2025). Unternehmen müssen 
im Durchschnitt ganze Abteilungen oder teure Beraterteams für ESG-Berichte beschäf-
tigen. Während multinationale Konzerne hunderte Seiten lange ESG-Reports vorlegen, 
bleibt mittelständischen Betrieben kaum noch Luft für ihre eigentliche Geschäftstätig-
keit. Die Bürokratielast führt so zu einem klaren Wettbewerbsnachteil für den Wirt-
schaftsstandort Bayern und Deutschland – gerade im internationalen Vergleich. 

Zudem zeigt sich, dass selbst die EU-Mitgliedstaaten überfordert sind: Gegen 17 Län-
der wurden bereits Vertragsverletzungsverfahren wegen nicht fristgerechter Umsetzung 
der CSRD eingeleitet (Europäische Kommission, 2024). Wenn schon die Regierungen 
scheitern, wie sollen dann kleine und mittlere Betriebe diese komplexen Pflichten erfül-
len? 

Ein Blick in die USA zeigt, dass es auch anders geht: Unter Präsident Donald Trump 
wurde 2020 die einseitige Bevorzugung von ESG-Kriterien bei Pensionsfonds zurück-
gedrängt, und seine zweite Administration hat ab 2025 konsequent begonnen, die ide-
ologischen Vorgaben im Bereich Diversität, Gleichstellung und Inklusion abzuschaffen, 
etwa durch die Executive Orders 14151 („Ending Radical and Wasteful Government 
DEI Programs and Preferencing“) und 14173 („Ending Illegal Discrimination and Resto-
ring Merit-Based Opportunity“). Diese meritokratische Politik von Präsident Donald 
Trump hat sogar positive Auswirkungen auf deutsche Großkonzerne: So durfte etwa  
T-Mobile das amerikanische Unternehmen UScellular nur übernehmen, nachdem sämt-
liche diskriminierenden „Diversity-, Equity- und Inclusivity“-Programme abgeschafft wor-
den waren – ein klarer Beleg dafür, dass Leistung und Eignung wieder über linksideo-
logische Vorgaben gestellt werden (Handelsblatt, 2025). 

Bayern muss sich an diesem Vorbild orientieren. Die Flut an ESG-Vorgaben ist Teil der 
gesamten Bürokratiekrise in Deutschland und Bayern. Sie hemmt Investitionen, verhin-
dert Wachstum, belastet die Unternehmen und schwächt den Wirtschaftsstandort. Es 
ist höchste Zeit, diesen Irrweg zu beenden. Nur mit einem klaren Schnitt – der vollstän-
digen Abschaffung aller ESG-Berichtspflichten – können bayerische Unternehmen im 
europäischen und globalen Wettbewerb wieder frei atmen und ihre Stärken ausspielen. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft, Landesentwicklung, Energie, Medien und 
Digitalisierung 

Antrag der Abgeordneten Florian Köhler, Oskar Lipp, Johannes Meier und 
Fraktion (AfD) 
Drs. 19/8445 

ESG-Bürokratieirrsinn beenden - Bayerische Unternehmen von unnötigen Be-
richtspflichten entlasten 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Florian Köhler 
Mitberichterstatter: Walter Nussel 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Wirtschaft, Landesentwicklung, Energie, 
Medien und Digitalisierung federführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse ha-
ben sich mit dem Antrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 35. Sitzung am 
23. Oktober 2025 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Stephanie Schuhknecht 
Vorsitzende 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann



Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten, Europaangelegenheiten und Anträge, die gem. § 

59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Vorab ist über den Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER und der Abgeordneten der 

CSU-Fraktion betreffend "Sommermärchen reloaded: Für eine Ausrichtung der Fuß-

ball-Europameisterschaft der Frauen 2029 in Deutschland und Bayern" auf Drucksa-

che 19/8678 gesondert abzustimmen. Der federführende Ausschuss für Kommunale 

Fragen, Innere Sicherheit und Sport hat einstimmig Zustimmung empfohlen. Da die 

Entscheidung über die Fußball-Europameisterschaft der Frauen jedoch inzwischen 

gefallen ist und diese 2029 in Deutschland stattfindet, ist auf Antrag der Antragsteller 

der Antrag für erledigt zu erklären.

Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist so bei den 

Fraktionen der GRÜNEN, der SPD, der FREIEN WÄHLER, der CSU und der AfD. 

Gegenstimmen? – Liegen wohl nicht vor. Enthaltungen? – Auch nicht. Das ist somit 

beschlossen. Der Antrag ist hiermit für erledigt erklärt worden.

Nun kommen wir zur Gesamtabstimmung über die Verfassungsstreitigkeiten, Europa-

angelegenheiten und die verbleibenden Anträge. Hinsichtlich der jeweiligen Abstim-

mungsgrundlage mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die endgülti-

ge Abstimmungsliste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens beziehungsweise des jewei-

ligen Abstimmungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der endgültigen Abstimm-

liste einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen. 

Gegenstimmen? – Liegen nicht vor. Stimmenthaltungen? – Auch nicht. Damit über-

nimmt der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
65. Plenum, 09.12.2025 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 1

descendant::redner[beitrag/@typ='Aufruf TOP']/@link


Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte noch darauf hinweisen, dass unter den 

Tagesordnungspunkten 4 bis 6 wieder drei Wahlen mit Namenskarte und Stimmzettel 

stattfinden. Ich bitte Sie, die Stimmkartentasche rechtzeitig aus den Postfächern vor 

dem Plenarsaal abzuholen.

Protokollauszug
65. Plenum, 09.12.2025 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 2



Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der 
Abstimmung über die nicht einzeln zu beratenden 
Verfassungsstreitigkeiten, Europaangelegenheiten und 
Anträge zugrunde gelegt wurden (Tagesordnungspunkt 2) 
 
Es bedeuten: 
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(G)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Gegenstimmen 
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen 
  oder 
  Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
  Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z)  Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 
 

Verfassungsstreitigkeiten 

1. Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 20. Oktober 2025  
(Vf. 15-VII-25) betreffend 
Antrag auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit 
des Art. 82 Abs. 5 Nr. 6 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. August 2007  
(GVBI. S. 588, BayRS 2132-1-B), die zuletzt durch die §§ 4 und 5 des Gesetzes 
vom 25. Juli 2025 (GVBI. S. 254) geändert worden ist 
 
PII-3001-2-39 
Drs. 19/9200 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 
 
I. Der Landtag beteiligt sich an dem Verfahren. 
II. Die Klage ist unzulässig, jedenfalls aber unbegründet. 
III. Zum Vertreter des Landtags wird der Abgeordnete Dr. Alexander Dietrich 
 bestellt. 
 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z A Z Z 
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2. Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 27. Oktober 2025 
(Vf. 16-VII-25) betreffend 
Antrag auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 19 „Sondergebiet 
Abfallverwertung Niernsdorf“ der Gemeinde Hohenkammer vom ? 
(beschlossen am 23. Juni 2020) 
 
PII-3001-2-41 
Drs. 19/9201 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 
 
Der Landtag beteiligt sich nicht am Verfahren. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z A Z Z 

Europaangelegenheiten 

3. Nichtlegislatives Vorhaben der Europäischen Union 
 
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat,  
den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss  
und den Ausschuss der Regionen-EU-Bevorratungsstrategie:  
Stärkung der materiellen Krisenvorsorge der EU 
COM(2025) 528 final 
BR-Drs. 345/25  
Drs. 19/8420, 19/9149 (E) [X] 
 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Der Landtag nimmt das Vorhaben zur Kenntnis und bittet um 
Berücksichtigung der auf Drs. 19/9149 veröffentlichten Bedenken im 
weiteren Verfahren. 
 
Der Beschluss des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die 
Europäische Kommission, das Europäische Parlament, den Ausschuss 
der Regionen und den Deutschen Bundestag übermittelt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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4. Konsultationsverfahren der Europäischen Union 
 
Sport, Jugend 
Eine strategische Vision für den Sport in Europa: Stärkung des 
europäischen Sportmodells 
15.09.2025 - 08.12.2025 
Drs. 19/8423, 19/9150 (E) [X] 
 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Der Bayerische Landtag gibt im Konsultationsverfahren die auf 
Drs. 19/9150 veröffentlichte Stellungnahme ab. 
 
Der Beschluss des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die 
Europäische Kommission, das Europäische Parlament, den Ausschuss 
der Regionen und den Deutschen Bundestag übermittelt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

5. Konsultationsverfahren der Europäischen Union 
 
Inneres 
Europäische Grenz- und Küstenwache –  
Aktualisierung der EU-Vorschriften 
21.08.2025 - 27.11.2025 
Drs. 19/8525, 19/9151 (G) [X] 
 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Der Bayerische Landtag nimmt das Konsultationsverfahren zum Anlass, 
die auf Drs. 19/9151 veröffentlichte Stellungnahme abzugeben. 
 
Der Beschluss des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die 
Europäische Kommission, das Europäische Parlament, den Ausschuss 
der Regionen und den Deutschen Bundestag übermittelt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z A A 
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6. Konsultationsverfahren der Europäischen Union 
 
Wettbewerb 
Vorschriften über staatliche Beihilfen für den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk – Evaluierung 
15.10.2025 - 14.01.2026 
Drs. 19/8685, 19/9206 (ENTH) [X] 
 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Der Bayerische Landtag nimmt das Konsultationsverfahren zum Anlass, 
die auf Drs. 19/9206 veröffentlichte Stellungnahme abzugeben. 
 
Der Beschluss des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die 
Europäische Kommission, das Europäische Parlament, den Ausschuss 
der Regionen und den Deutschen Bundestag übermittelt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z ENTH Z Z 

7. Konsultationsverfahren der Europäischen Union 
 
Beschäftigung und Soziales, Forschung und Innovation, Binnenmarkt 
Rechtsakt über den Europäischen Forschungsraum 
13.10.2025 - 05.01.2026 
Drs. 19/8686, 19/9197 (E) [X] 
 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Der Bayerische Landtag nimmt das Konsultationsverfahren zum Anlass, 
die auf Drs. 19/9197 veröffentlichte Stellungnahme abzugeben. 
 
Der Beschluss des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die 
Europäische Kommission, das Europäische Parlament, den Ausschuss 
der Regionen und den Deutschen Bundestag übermittelt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z ohne Z Z 

Die AfD-Fraktion hat beantragt, das Votum „Zustimmung“ zugrunde zu 

legen. 
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8. Konsultationsverfahren der Europäischen Union 
 
Binnenmarkt 
Konsultation zu EU-Vorschriften für die Vergabe  
öffentlicher Aufträge – Überarbeitung 
03.11.2025 - 26.01.2026 
Drs. 19/8818, 19/9198 (ENTH) [X] 
 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Der Bayerische Landtag nimmt das Konsultationsverfahren zum Anlass, 
die auf Drs. 19/9198 veröffentlichte Stellungnahme abzugeben. 
 
Der Beschluss des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die 
Europäische Kommission, das Europäische Parlament, den Ausschuss 
der Regionen und den Deutschen Bundestag übermittelt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z ENTH Z Z 

9. Konsultationsverfahren der Europäischen Union 
 
Landwirtschaft und ländliche Entwicklung 
Sondierung: Ökologische/biologische Produktion –  
gezielte Aktualisierungen und Vereinfachung  
21.10.2025 - 18.11.2025 
Drs. 19/8819, 19/9122 (E) [X] 
 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Der Bayerische Landtag nimmt das Konsultationsverfahren zum Anlass, 
die auf Drs. 19/9122 veröffentlichte Stellungnahme abzugeben. 
 
Der Beschluss des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die 
Europäische Kommission, das Europäische Parlament, den Ausschuss 
der Regionen und den Deutschen Bundestag übermittelt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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Anträge 

10. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Paul Knoblach u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Bericht zu Notfallzulassungen von Insektiziden gegen die Schilf-
Glasflügelzikade in Bayern – Risiken, Monitoring und Alternativen 
Drs. 19/7353, 19/9054 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z A Z Z 

11. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Andreas Hanna-Krahl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Schutz durch Sichtbarkeit – Gewalt gegen medizinisches Personal 
erkennen und begegnen – Fachgespräch zum Handlungsbedarf  
Drs. 19/7465, 19/9184 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z ENTH Z Z 

12. Antrag der Abgeordneten Gerd Mannes, Ralf Stadler,  
Harald Meußgeier und Fraktion (AfD) 
Berichtsantrag zu den Perspektiven des Anlagenbestands 
landwirtschaftlicher Betriebe im Bereich Biogas und Biomethan 
Drs. 19/7628, 19/9055 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 
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13. Antrag der Abgeordneten Harald Meußgeier, Gerd Mannes, 
Christin Gmelch und Fraktion (AfD) 
Biodiversität stärken I: Waldbeweidung fördern! 
Drs. 19/7798, 19/9056 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

14. Antrag der Abgeordneten Gerd Mannes, Harald Meußgeier, 
Christin Gmelch und Fraktion (AfD) 
Aufklärung über Auswirkungen der Vorgaben zu Gewässerrandstreifen  
Drs. 19/7807, 19/9057 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

15. Antrag der Abgeordneten Ralf Stadler, Harald Meußgeier,  
Gerd Mannes und Fraktion (AfD) 
Landwirte bei artgerechten Schlachtmethoden stärker unterstützen: 
Überregionales Siegel „Stressfreie Schlachtung“ einführen! 
Drs. 19/7841, 19/9058 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

16. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Martin Böhm,  
Dieter Arnold u.a. und Fraktion (AfD) 
Förderung für das „Modellprojekt Äthiopische Fachkräfte  
für den bayerischen Arbeitsmarkt“ einstellen 
Drs. 19/7931, 19/9190 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 
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17. Antrag der Abgeordneten Ralf Stadler, Gerd Mannes,  
Harald Meußgeier und Fraktion (AfD) 
Expertenanhörung zur Wettbewerbsfähigkeit  
der bayerischen kleinbäuerlichen Landwirtschaft 
Drs. 19/8106, 19/9059 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

18. Antrag der Abgeordneten Roland Magerl, Elena Roon,  
Franz Schmid u.a. und Fraktion (AfD) 
Expertenanhörung zur Zunahme von Entwicklungsstörungen  
und Verhaltensauffälligkeiten bei Kindern in Bayern: Ursachen, 
Bundesdurchschnitt und Wirksamkeit von Maßnahmen 
Drs. 19/8205, 19/9127 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

19. Antrag der Abgeordneten Ralf Stadler, Gerd Mannes,  
Johannes Meier und Fraktion (AfD) 
„Urlaub dahoam“ – Vergünstigungen für einheimische Besucher  
statt neuer Abgaben 
Drs. 19/8211, 19/9060 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

20. Antrag der Abgeordneten Florian Köhler, Oskar Lipp,  
Johannes Meier u.a. und Fraktion (AfD) 
Situation, Förderung und Ausbau kommerzieller  
familienorientierter Freizeit- und Bildungszentren in Bayern 
Drs. 19/8238, 19/9135 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 
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21. Antrag der Abgeordneten Florian Köhler, Oskar Lipp,  
Johannes Meier und Fraktion (AfD) 
Systematische Beobachtung guter Praxis und Leistungsvergleiche  
zur Stärkung von Bürokratieabbau und Verwaltungsmodernisierung  
in Bayern 
Drs. 19/8239, 19/9137 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

22. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Paul Knoblach u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Einführung einer verbindlichen Haltungsverordnung für Milchkühe 
Drs. 19/8242, 19/9061 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

23. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Dieter Arnold,  
Martin Böhm u.a. und Fraktion (AfD) 
Restriktive Einbürgerungspraxis in Bayern – Schutz der 
Staatsangehörigkeit durch Transparenz und strenge Prüfung 
Drs. 19/8246, 19/9124 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

24. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Martin Böhm,  
Dieter Arnold u.a. und Fraktion (AfD) 
Die Förderung von Projekten in Tunesien an die  
Rücknahmebereitschaft für eigene Staatsbürger knüpfen 
Drs. 19/8249, 19/9189 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 
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25. Antrag der Abgeordneten Ruth Müller, Holger Grießhammer, 
Volkmar Halbleib u.a. SPD 
Verbraucherinnen und Verbraucher vor gepanschtem Honig schützen – 
regionale Imkerei stärken 
Drs. 19/8275, 19/9128 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

26. Antrag der Abgeordneten Ruth Waldmann, Holger Grießhammer, 
Volkmar Halbleib u.a. SPD 
Bayernweite Verbleibstudie für Pflegeauszubildende und Pflegefachkräfte 
– Evidenzbasierte Grundlagen für die  
Pflegepolitik schaffen 
Drs. 19/8282, 19/9185 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A ENTH A Z 

27. Antrag der Abgeordneten Holger Grießhammer,  
Arif Taşdelen, Christiane Feichtmeier u.a. SPD 
Starkes Bayern – Attraktiver öffentlicher Dienst! 
Drs. 19/8369, 19/9181 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

28. Antrag der Abgeordneten Harry Scheuenstuhl,  
Christiane Feichtmeier, Holger Grießhammer u.a. SPD 
Kommunen stärken: Nachhaltige Verbesserung der Finanzen  
für unsere Gemeinden, Städte, Landkreise und Bezirke 
Drs. 19/8370, 19/9129 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 
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29. Antrag der Abgeordneten Harald Meußgeier,  
Christin Gmelch, Gerd Mannes und Fraktion (AfD) 
Ausbreitung von Waschbären in Bayern 
Drs. 19/8371, 19/9130 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

30. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Laura Weber u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Hotspots frühzeitig identifizieren – Systematisches Monitoring  
für Böden, Gewässer und Trinkwasser auf Belastung  
mit PFAS und anderen Ewigkeitschemikalien 
Drs. 19/8380, 19/9131 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

31. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Paul Knoblach u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Keine Langstreckentransporte von Schlachthennen –  
tiergerechte Schlachtstätten in Bayern 
Drs. 19/8381, 19/9132 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 
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32. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Christian Zwanziger u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Seilbahnförderprogramm den Anforderungen  
eines nachhaltigen Tourismus anpassen 
Drs. 19/8382, 19/9062 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

33. Antrag der Abgeordneten Ralf Stadler, Harald Meußgeier  
und Fraktion (AfD) 
Stromerzeugung in der Entwaldungsverordnung verankern –  
Die bayerischen Wälder dürfen nicht beliebig abgeholzt werden! 
Drs. 19/8386, 19/9063 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

34. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Sanne Kurz u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Musikalische Bildung sichern – Personal- und Betriebskosten  
realistisch abbilden 
Drs. 19/8399, 19/9084 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 
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35. Antrag der Abgeordneten Arif Taşdelen, Holger Grießhammer, 
Volkmar Halbleib u.a. SPD 
Schutzkonzepte konsequent weiterentwickeln – Aktueller Sachstand  
zu Gewalt gegen Beschäftigte im öffentlichen Dienst in Bayern 
Drs. 19/8408, 19/9182 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Fragen des öffentlichen Dienstes 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

36. Antrag der Abgeordneten Volkmar Halbleib, Arif Taşdelen, 
Harry Scheuenstuhl u.a. SPD 
Stärkung der Personalausstattung in der Steuerverwaltung –  
Für einen umfassenden und gerechten Steuervollzug in Bayern! 
Drs. 19/8411, 19/9134 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

37. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Jürgen Mistol u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Staatliche Liegenschaftspolitik neu ausrichten –  
Vorrang für Erbpacht und nachhaltige Nutzung sichern 
Drs. 19/8412, 19/9142 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 
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38. Antrag der Abgeordneten Arif Taşdelen, Holger Grießhammer, 
Volkmar Halbleib u.a. SPD 
Förderung des Vereinssports in Bayern soll olympiareif werden! –  
Bericht über Möglichkeiten einer verbesserten und effektiveren Förderung 
der Sportvereine 
Drs. 19/8419, 19/9114 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

39. Antrag der Abgeordneten Markus Striedl, Katrin Ebner-Steiner, 
Benjamin Nolte u.a. und Fraktion (AfD) 
Berücksichtigung des bayerischen Tourismus bei der Gestaltung  
des Fahrplans der Deutschen Bahn  
Drs. 19/8436, 19/9028 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wohnen, Bau und Verkehr 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

40. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Sanne Kurz u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Digitale Giganten beteiligen:  
Unterstützung für regionale Medien durch Plattformsoli 
Drs. 19/8439, 19/9139 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Wirtschaft, 
Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z ENTH Z Z 

41. Antrag der Abgeordneten Florian Köhler, Oskar Lipp,  
Johannes Meier und Fraktion (AfD) 
ESG-Bürokratieirrsinn beenden – Bayerische Unternehmen  
von unnötigen Berichtspflichten entlasten 
Drs. 19/8445, 19/9140 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 
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42. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Martin Stümpfig u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Hängepartie beenden – Agri-PV endlich freigeben  
Drs. 19/8446, 19/9141 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Wirtschaft, 
Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

43. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, 
Anna Rasehorn, Volkmar Halbleib u.a. und Fraktion (SPD) 
Schutz des Tiefengrundwassers in Bergen –  
Einhaltung der rechtlichen Vorgaben durchsetzen 
Drs. 19/8466, 19/9133 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

44. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, 
Christoph Maier, Martin Böhm u.a. und Fraktion (AfD) 
Nein zum digitalen Euro – Ja zur Freiheit beim Bezahlen 
Drs. 19/8467, 19/9188 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

45. Antrag der Abgeordneten Gerd Mannes, Harald Meußgeier, 
Christin Gmelch und Fraktion (AfD) 
Deindustrialisierung durch CO2-Emissionshandel und Energiewende 
verhindern – Chemische Industrie in Bayern erhalten! 
Drs. 19/8492, 19/9143 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 
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46. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke,  
Tobias Beck u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Jürgen Baumgärtner, Martin Wagle, Konrad Baur u.a. CSU 
Dem Pilotenmangel entgegenwirken –  
für eine Flexibilisierung der starren Altersgrenze! 
Drs. 19/8493, 19/9029 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wohnen, Bau und Verkehr 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z A ENTH A 

47. Antrag der Abgeordneten Benjamin Nolte, Ulrich Singer, Ferdinand Mang 
und Fraktion (AfD) 
Künstliche Intelligenz in Bayern: Forschungsbericht über weitere 
Einsatzmöglichkeiten, deren Risiken und wissenschaftliche Erkenntnisse 
Drs. 19/8499, 19/9144 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Wirtschaft, 
Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

48. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Martin Böhm,  
Dieter Arnold u.a. und Fraktion (AfD) 
Die Migrationswende hinsichtlich Syriens umsetzen –  
Die weitere Aufnahme stoppen und die Rückkehr vorantreiben  
Drs. 19/8520, 19/9125 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

     

Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode Anlage 1
zur 65. Vollsitzung am 9. Dezember 2025



 

49. Antrag der Abgeordneten Florian Köhler, Oskar Lipp,  
Johannes Meier und Fraktion (AfD) 
Behördengänge für „Offliner“ auch in Zukunft analog ermöglichen!  
Drs. 19/8535, 19/9115 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

50. Antrag der Abgeordneten Alexander Flierl, Kerstin Schreyer, 
Bernhard Seidenath u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Marina Jakob u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Beschleunigung der Neugenehmigungen bestehender 
Wasserkraftanlagen in Bayern 
Drs. 19/8558, 19/9136 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z ohne 

Die SPD-Fraktion hat beantragt, das Votum „Zustimmung“ zugrunde zu 
legen. 

51. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke,  
Nikolaus Kraus u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Alexander Flierl, Tanja Schorer-Dremel, Volker Bauer u.a. CSU 
Schutz heimischer Imker – Billigimporte von Honig  
weiterhin wirksam bekämpfen und Qualitätsstandards sichern 
Drs. 19/8559, 19/9138 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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52. Antrag der Abgeordneten Ruth Waldmann, Holger Grießhammer, 
Volkmar Halbleib u.a. SPD 
Situation der Vereinigung der Pflegenden in Bayern (VdPB) – 
Registrierung und strukturelle Probleme 
Drs. 19/8565, 19/9186 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

53. Antrag der Abgeordneten Alfred Grob, Holger Dremel, 
Bernhard Seidenath u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Bernhard Heinisch u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Wissenschaftliche Untersuchung zur Bedarfsfeststellung  
einer Randzeitenausweitung an ausgewählten 
Rettungstransporthubschrauber-Standorten 
Drs. 19/8591, 19/9116 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

54. Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath,  
Tanja Schorer-Dremel, Thomas Huber u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Wolfgang Hauber u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
„Partydroge“ Ketamin 
Drs. 19/8592, 19/9187 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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55. Antrag der Abgeordneten Alfred Grob, Holger Dremel, 
Prof. Dr. Winfried Bausback u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Christian Lindinger u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Christiane Feichtmeier, Arif Taşdelen, Holger Grießhammer u.a.  
und Fraktion (SPD) 
Nachwuchs für unsere Bayerische Polizei sichern:  
Mindestalter überprüfen 
Drs. 19/8593, 19/9183 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Fragen des öffentlichen Dienstes 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

56. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Patrick Friedl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), 
Anna Rasehorn, Holger Grießhammer, Volkmar Halbleib u.a.  
und Fraktion (SPD) 
Expertenanhörung zur Novelle des Wassergesetzes der Staatsregierung  
Drs. 19/8601, 19/9180 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A ENTH Z Z 

57. Antrag der Abgeordneten Jörg Baumann, Richard Graupner, 
Florian Köhler und Fraktion (AfD) 
Verkehrsbehinderungen und Polizeieinsätze im Zusammenhang  
mit Hochzeitskorsos in Bayern seit 2019 
Drs. 19/8616, 19/9117 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 
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58. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke,  
Bernhard Heinisch u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Holger Dremel, Prof. Dr. Winfried Bausback, Norbert Dünkel u.a. CSU 
Sommermärchen reloaded: Für eine Ausrichtung der Fußball-
Europameisterschaft der Frauen 2029 in Deutschland und Bayern 
Drs. 19/8678, 19/9118 (E) 
 
Über den Antrag wird einzeln abgestimmt. 

59. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke,  
Bernhard Heinisch u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Holger Dremel, Prof. Dr. Winfried Bausback, Norbert Dünkel u.a. CSU 
Moderne Technik für mehr Effizienz im Einsatz:  
Bericht über den Einsatznutzen von Löschrobotern 
Drs. 19/8679, 19/9119 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Florian Köhler, Oskar Lipp, Johannes Meier und Fraktion 
(AfD) 

Drs. 19/8445, 19/9140 

ESG-Bürokratieirrsinn beenden – Bayerische Unternehmen von unnötigen 
Berichtspflichten entlasten 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Ludwig Hartmann 

IV. Vizepräsident 

 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold
Abg. Oskar Lipp
Abg. Steffen Vogel
Abg. Johannes Becher
Abg. Markus Saller
Abg. Florian von Brunn



Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf:

Antrag der Abgeordneten Florian Köhler, Oskar Lipp, Johannes Meier und 

Fraktion (AfD)

ESG-Bürokratieirrsinn beenden - Bayerische Unternehmen von unnötigen 

Berichtspflichten entlasten (Drs. 19/8445)

Ich eröffne die Aussprache. Die gesamte Redezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. 

Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich dabei an der Redezeit der stärksten 

Fraktion. Erster Redner ist der Abgeordnete Oskar Lipp für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Bitte, Sie haben das Wort.

Oskar Lipp (AfD): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, werte Kolleginnen und Kollegen, 

werte Zuschauer auf der Tribüne! In unserem vorliegenden Antrag, den Sie mit Sicher-

heit gelesen haben, geht es darum, dass wir die sogenannte ESG-Berichtspflicht für 

die Unternehmen abschaffen wollen. Wir denken, dass es jetzt Zeit ist, dass sich die 

Staatsregierung auf Bundes- und EU-Ebene dafür einsetzt, dass diese Berichtspflich-

ten abgeschafft werden. Wir sehen es aktuell: Bayern und Deutschland stecken in 

einer sehr schlimmen Wirtschaftskrise. Unternehmen schreiben immer mehr Verluste, 

und immer mehr Unternehmen gehen pleite oder wandern ab.

Doch statt sie durch vernünftige Rahmenbedingungen auf Bundesebene zu stärken, 

werden sie durch Bürokratie und hohe Energiekosten geschwächt. Auch hier spielt 

der sogenannte ESG-Bürokratieirrsinn eine Rolle. Es fließt also Geld. Statt in Innova-

tionen, Investitionen und Erhaltung von Arbeitsplätzen fließen sehr viele Ressourcen 

in Berichte und Dokumentationen zu Umwelt, Sozialem und Unternehmensführung.

Das belastet besonders unsere mittelständischen Unternehmen, die das Rückgrat der 

bayerischen Wirtschaft sind und so noch mehr unter Druck geraten; denn sie haben 
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keine eigenen Abteilungen für diesen Aufwand und verlieren auch kostbare Zeit, die 

sie für ihr eigentliches operatives Geschäft bräuchten.

Im Wirtschaftsausschuss hat es schon Ihr Kollege von der CSU, Herr Kollege Walter 

Nussel, gesagt. Er hat zugegeben, dass Regelungen wie beispielsweise das Lieferket-

tengesetz zwar gut gemeint sind, aber schlecht umgesetzt wurden. Er hat dann auch 

dafür plädiert, dass mehr Praxischecks etabliert werden sollen, dass also ein Gesetz 

in der Praxis überprüft wird, bevor es in Kraft tritt, und man auch die betroffenen 

Akteure mitnimmt. Das klingt zwar vernünftig, ist aber nur ein halber Schritt in die 

richtige Richtung. Das heißt, die CSU will nur gewisse Berichtspflichten prüfen und 

eventuell abschaffen.

Wir fordern aber eine vollständige Abschaffung des gesamten ESG-Wahnsinns und 

sagen auch, dass beim Thema starkes Ordnungsrecht das Argument der Union nicht 

gilt; denn genau dieses Ordnungsrecht ist heute zu einem echten Bürokratiemonster 

gewuchert, kann man sagen. Das sind Fesseln, die unsere Wirtschaft nicht benötigt. 

In Zeiten, in denen der Standort Deutschland und auch Bayern straucheln, reicht kein 

"Mal-etwas-genauer-hinschauen".

Die soziale Verantwortung eines Unternehmens besteht eben darin, Gewinne zu erzie-

len, also erfolgreich zu wirtschaften,

(Johannes Becher (GRÜNE): Da werden sich die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmer freuen, dass es keine soziale Verantwortung gibt!)

innerhalb klarer gesetzlicher Regelungen, beispielsweise Arbeitszeiten, die auf Bun-

desebene eingesetzt werden. Herr Kollege Becher, alles andere darf aber nicht ideolo-

gisch auf die Unternehmen abgewälzt werden.

(Johannes Becher (GRÜNE): Es geht um die Beschäftigten!)

Wir von der AfD sagen hier klipp und klar: Schluss mit dem Irrsinn! Wir fordern: 

Entlasten Sie die bayerischen Betriebe vollständig von diesen unnötigen Pflichten.
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(Johannes Becher (GRÜNE): Radikal!)

Nur so bekommen sie wieder Luft zum Atmen, können wachsen, und Bayern wird 

als starker Wirtschaftsstandort erhalten bleiben. Das ist zwar nur ein Baustein von 

vielen, aber es ist ein Schritt in die richtige Richtung, für mehr Freiheit und weniger 

Bürokratie. Ich bitte um Zustimmung.

(Beifall bei der AfD)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön. – Nächster Redner ist für die 

CSU-Fraktion der Kollege Steffen Vogel. Bitte, Sie haben das Wort.

Steffen Vogel (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Es ist völlig klar: Mit 18.000 Rechtsakten, glaube ich, ist die EU das größte Rechtset-

zungsorgan auf der Welt. Es ist völlig klar – da sind wir uns absolut einig, ich denke, 

alle hier im Bayerischen Landtag –, dass die EU sich auf die Kernkompetenzen, auf 

die Kernaufgaben konzentrieren muss: Verteidigung, europäischer Wirtschaftsraum 

und all die Themen, die wir nicht national lösen, sondern die wir nur international 

gemeinsam als Europäer stemmen können.

(Zuruf des Abgeordneten Florian Köhler (AfD))

Deshalb ist es richtig, dass man auch die EU-Bürokratie deutlich nach unten fahren 

muss. Da brauchen wir keine Nachhilfe und keinen Antrag der AfD-Fraktion, die da 

sagt: Mensch, die Bayerische Staatsregierung muss jetzt auf internationaler Ebene,

(Zuruf des Abgeordneten Florian Köhler (AfD))

auf Bundesebene und auf europäischer Ebene tätig werden, um sich für Bürokratieab-

bau, für ein Zurückfahren europäischer Rechtsetzung und Normsetzung einzusetzen.

(Zuruf)
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Es ist aber völliger Wahnsinn, den Unternehmen in Bayern, dem Handwerk in Bayern, 

dem Mittelstand usw. vorzugaukeln, dass sich morgen auch nur irgendetwas für die 

bayerischen Betriebe, für die bayerischen Unternehmen verbessern würde, wenn wir 

im Bayerischen Landtag Ihrem Antrag zustimmen würden – null Komma null. Sie 

streuen den Bürgerinnen und Bürgern Sand in die Augen, weil es einfach faktisch 

überhaupt nicht so ist. Man braucht Mehrheiten auf europäischer Ebene. Es wird keine 

Mehrheiten geben, um komplett alle ESG-Vorschriften, alle Dokumentationsvorschrif-

ten abzuschaffen. Dann könnten Sie es doch versuchen; die AfD hat Vertreter im 

Europäischen Parlament. Stellen Sie doch den Antrag im Europäischen Parlament. Da 

werden Sie sehen, ob Sie eine Mehrheit bekommen oder nicht; das wird nicht der Fall 

sein.

Deshalb machen wir Politik mit Augenmaß, mit Ziel. Deshalb wollen wir nicht die kom-

plette Abschaffung, sondern die Reduzierung, die mittelstandsfreundliche Ausgestal-

tung, die Berücksichtigung, damit kleine Unternehmen nicht genau dieselben Pflichten 

haben wie große Unternehmen und Konzerne. Deshalb kämpfen wir mit Nachdruck für 

die mittelstandsfreundliche Ausgestaltung dieser Dokumentations- und Berichtspflich-

ten, aber die vollständige Abschaffung wird es nicht geben. Das ist einfach ein völlig 

falscher Eindruck, der mit dem Antrag vermittelt wird. Deshalb lehnen wir diesen 

Antrag auch konsequenterweise ab.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herr Kollege, für eine Zwischenbemerkung 

hat der Abgeordnete Oskar Lipp, AfD-Fraktion, das Wort. Bitte schön.

Oskar Lipp (AfD): Geschätzter Kollege Herr Vogel, eine Nachfrage. Zunächst einmal 

haben Ihre Kollegen das auf EU- und Bundesebene eingeführt; das einmal zum Fest-

halten. Wenn Sie jetzt sagen, es muss schrittweise zurückgedreht werden, heißt das 

ja: Sie gestehen jetzt ein, dass es ein Fehler war, wenn ich das richtig interpretiere, 

das eingeführt zu haben. Meine Nachfrage: Können Sie mir eine konkrete Bundesrats-
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initiative der Bayerischen Staatsregierung nennen, die Sie hinsichtlich dieses ESG – 

es heißt Lieferkettengesetz – eingereicht haben?

Steffen Vogel (CSU): Zunächst einmal halte ich die Regelungen auf europäischer 

Ebene für viel zu stark, für zu wenig mittelstandsfreundlich. Ich bin aber auch der 

festen Überzeugung, dass wir einen europäischen Rechtsrahmen brauchen. Wenn 

wir alle Vorschriften abschaffen würden, hätten wir genau dieses Klein-Klein-Denken. 

Dann macht jedes Land eigene Vorschriften, jedes Land macht eigene Regularien. 

Damit machen wir den europäischen Binnenmarkt kaputt.

Ich bin dafür, dass wir europäische Regelungen haben, die Mindeststandards setzen, 

die umsetzbar sind, sodass wir praktisch einen einheitlichen Rahmen haben, damit 

Betriebe – gerade Deutschland, gerade Bayern als Exportnation, als Exportland –, 

damit wir unsere Produkte und unsere Dienstleistungen auch in andere Länder expor-

tieren können. Deshalb bin ich für einen europäischen Rechtsrahmen. Ich bin Europä-

er voller Überzeugung.

Zu Initiativen: Ich muss Ihnen sagen – ich habe noch zehn Sekunden –: Ich habe 

weder die Zeit noch die Buntstifte, um Ihnen das zu erklären.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank, Herr Kollege. – Nächster 

Redner ist für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN der Abgeordnete Johannes Becher. Bitte, 

Sie haben das Wort, Herr Kollege.

Johannes Becher (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Vizepräsident! Dieser Antrag hat in 

der Begründung schon einen bemerkenswerten Satz; der Kollege Lipp hat ihn gerade 

noch einmal ausgeführt: "Die einzige soziale Verantwortung von Unternehmen besteht 

darin, ihre Gewinne zu steigern – solange sie sich an die Spielregeln halten."

Das ist die Friedman-Doktrin von 1970 – aus heutiger Sicht völlig überholt –,
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(Zuruf des Abgeordneten Florian Köhler (AfD))

aber sie zeigt natürlich, auf welchem wirtschaftlichen und gesellschaftspolitischen 

Stand die AfD ist. Ist das denn so, wenn wir an Unternehmen in Bayern denken, 

an familiengeführte Mittelständler, dass die keine soziale Verantwortung wollen und 

dass die keine soziale Verantwortung übernehmen? Das Gegenteil ist doch der Fall. 

Was heißt denn soziale Verantwortung? – Soziale Verantwortung heißt, sich um seine 

Arbeitnehmer:innen zu kümmern, um gute Arbeitsbedingungen. Es heißt, einen ver-

nünftigen Lohn zu bezahlen. Es heißt Mindestlohn, es heißt Tarifverträge, es heißt 

Mitbestimmung. Das ist alles soziale Verantwortung von Unternehmen – und nicht nur, 

den eigenen Gewinn zu steigern.

Soziale Verantwortung von Unternehmen bedeutet, mit einer fairen Besteuerung einen 

Teil dazu beizutragen, die sozialen Sicherungssysteme und Nachhaltigkeitsstandards 

zu stützen, weil auch die Unternehmen in Bayern wissen, dass der kurzfristige Profit 

selten etwas ist, was auf lange Sicht trägt. Wir wollen Unternehmen haben, die nach-

haltig wirtschaften, die langfristig sind. All diese Unternehmer haben Familien, haben 

Kinder, die wissen, dass der Erhalt der Lebensgrundlage auch nicht so einfach über 

Bord zu werfen ist.

Worum geht es denn bei der Lieferkettenthematik? – Da geht es um den Schutz, da 

geht es um Maßnahmen gegen Kinderarbeit in der Welt. Man kann darüber sehr wohl 

diskutieren, ob die Art und Weise, wie das umgesetzt wird, der effizienteste Weg ist, 

um das zu erreichen, aber zu sagen, wir hätten keine Verantwortung, und die einzige 

soziale Verantwortung von Unternehmen bestehe darin, ihre Gewinne zu steigern, 

zeigt, dass Sie das völlig in Abrede stellen, dass Ihnen all diese wichtigen Ziele 

des Gemeinwohls völlig egal sind, dass Ihnen die Leute, die am Fließband arbeiten, 

dass Ihnen deren Arbeitsbedingungen völlig wurscht sind, dass Ihnen Kinderarbeit 

völlig wurscht ist, dass Ihnen Nachhaltigkeitsziele – wie wir miteinander leben – völlig 

gleichgültig sind.
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Jede Debatte können wir über die Frage führen: Wie macht man es, dass man die 

Ziele effizient, effektiv, unbürokratisch und vernünftig erreicht? Es ist nicht so einfach, 

wie es im Moment sein könnte; da sehe ich auch Reformbedarf. Dass Sie hier aber 

sagen, die einzige soziale Verantwortung bestünde darin, Gewinne zu steigern, zeugt 

davon, dass Sie einfach verantwortungslosen Turbokapitalisten das Wort reden,

(Zuruf von der AfD)

aber sicher nicht dem Gemeinwohl in Bayern. Wir lehnen diesen Antrag ab.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herr Kollege, für eine Zwischenbemerkung 

hat der Abgeordnete Oskar Lipp, AfD-Fraktion, das Wort.

Oskar Lipp (AfD): Herr Kollege Becher, schön, dass Sie meiner Rede gelauscht 

haben, aber anscheinend nicht ganz korrekt. Ich habe nämlich gesagt, die soziale 

Verantwortung eines Unternehmens besteht darin, erfolgreich zu wirtschaften und 

Gewinne zu erwirtschaften, innerhalb klarer gesetzlicher Regeln.

(Zuruf von den GRÜNEN)

Das habe ich dann auch ausgeführt: Arbeitszeitrechte usw. usf. Es gibt zum Beispiel 

Auflagen, dass man verschmutztes, belastetes Wasser nicht einfach in den Fluss 

kippt.

(Zuruf von den GRÜNEN: Sie wollen die Regeln ja abschaffen!)

Die Umweltgesetze wurden alle schon verschärft.

(Zuruf von den GRÜNEN)

Sie wollen wieder mehr Bürokratie. Sie sind mit keinem einzigen Wort auf die Pro-

bleme der Unternehmen eingegangen, mit keinem Wort auf die Abwanderung von 

Arbeitsplätzen. Wie wollen Sie die Unternehmen hier stärken?
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Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Bitte, Herr Kollege Becher.

Johannes Becher (GRÜNE): Herr Kollege, verstehe ich Sie richtig? Beschweren Sie 

sich gerade, dass ich auf Ihren Antrag eingegangen bin, auf das, was Sie hier ausge-

führt haben, auf das, was Sie hier schreiben? Niemand hat Sie gezwungen, in diesen 

Antrag hineinzuschreiben, dass die einzige soziale Verantwortung von Unternehmen 

darin bestünde, Gewinne zu steigern, solange sie sich an die Spielregeln halten. Nie-

mand hat Sie gezwungen, diese Position zu übernehmen. Wir beschäftigen uns sehr 

intensiv mit der Frage: Wie kann man Unternehmen entlasten? Wie kann man Pro-

zesse effizienter gestalten? Wie kann man die Wettbewerbsfähigkeit voranbringen? 

Wissen Sie aber, was ein echtes Risiko für den Standort Deutschland ist? – Die AfD ist 

ein echtes Risiko für den Standort Deutschland.

(Beifall bei den GRÜNEN – Lachen bei der AfD)

Wenn Sie an die Macht kämen, wenn wir aus Europa aussteigen würden, wäre das 

das Ende des deutschen Wohlstands. Genau darum kämpfen alle vernünftigen Frak-

tionen in diesem Land dafür, dass Sie niemals an die Macht kommen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank. – Nächster Redner ist für 

die Fraktion der FREIEN WÄHLER der Kollege Markus Saller. Sie haben das Wort.

Markus Saller (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Was fordert die AfD konkret mit diesem Antrag? – Die vollständige Ab-

schaffung sämtlicher ESG-Vorgaben und Berichtspflichten auf EU- und Bundesebene. 

Jetzt einmal ganz ehrlich gesprochen: Dann sagen Sie doch gleich, dass Sie Europa 

nicht mehr wollen.

(Zuruf von der AfD)
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Was Sie da fordern, ist weder realistisch noch sinnvoll. Wir geben Ihnen ja recht – 

Kollege Vogel hat es zutreffend gesagt –: Wir brauchen Entlastung, insbesondere für 

kleine und mittlere Unternehmen. Einiges, was aus der EU kommt, ist vielleicht über-

zogen, aber wir setzen uns genau für weniger Bürokratie, für praktikable Lösungen 

und für Verhältnismäßigkeit ein. Eine komplette Abschaffung aber, wie Sie sie hier 

fordern, würde bedeuten, das Kind mit dem Bade auszuschütten.

ESG-Vorgaben haben schon grundsätzlich ihre Berechtigung. Sie schaffen nämlich 

transparente und vergleichbare Informationen etwa für Investoren, die fundierte Ent-

scheidungen treffen müssen. Gerade auf dem Kapitalmarkt sind solche nachvollzieh-

baren Daten in Bezug auf Nachhaltigkeit ein zentraler Faktor für Risikobewertung und 

für Investitionsentscheidungen. Auch aus Sicht der Unternehmen selbst wirken sich 

bestimmte Umwelt- und Governancerisiken ganz konkret auf wirtschaftliche Risiken 

aus wie zum Beispiel bei der Finanzierung in Hochrisikogebieten.

Diese Aspekte einfach auszublenden, ist doch wirtschaftspolitisch fahrlässig. Wir brau-

chen stattdessen einen differenzierten Ansatz. Wir brauchen klare und einheitliche 

Mindeststandards. Wir brauchen eine proportionale Ausgestaltung je nach Unterneh-

mensgröße und vor allem eine deutliche Entlastung für den Mittelstand. Da wider-

spricht keiner. Genau dafür setzt sich Bayern auf europäischer Ebene konsequent und 

mit Erfolg ein. Der richtige Weg ist gezielte Entlastung statt pauschaler Abschaffung. 

Deswegen geht Ihr Antrag ins Leere, und wir lehnen ihn ab.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und des Abgeordneten Johannes Becher 

(GRÜNE))

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank. – Nächster Redner ist für 

die SPD-Fraktion der Abgeordnete Florian von Brunn. Herr Kollege, Sie haben das 

Wort.

Florian von Brunn (SPD): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, verehrte Damen und 

Herren! Es ist so, wie die Vorredner gesagt haben: Entlastung bei diesen Berichts-
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pflichten, die an sich sinnvoll sind, ist sinnvoll und notwendig, aber eine generelle 

Abschaffung lehnen wir ab.Der Antrag verrät eigentlich schon – in der Begründung ist 

es angesprochen –, aus welcher geistigen Feder er stammt. Wenn man sich heute 

noch auf Milton Friedman beruft, für den die Marktwirtschaft wichtiger als die Demo-

kratie war, wenn man ausdrücklich die amerikanischen Verhältnisse referenziert, wo 

Elon Musk und Donald Trump eine brutale Politik gegen Beschäftigte im öffentlichen 

Dienst gemacht haben,

(Zuruf von der AfD)

die auch die nationale Sicherheit in den USA, die Umweltziele usw. gefährdet, dann 

zeigt das einfach, dass dieser Antrag und nicht die Berichtspflicht ein Irrsinn ist. Wir 

lehnen den Antrag ab.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herr Kollege, es liegt eine Zwischenbemer-

kung des Abgeordneten Oskar Lipp, AfD-Fraktion vor, der hiermit das Wort hat.

Oskar Lipp (AfD): Herr Kollege von Brunn, ich habe eine Nachfrage. Sie haben Milton 

Friedman erwähnt. Das heißt, Sie kennen sich mit ihm aus. Er ist 1912 geboren und 

hat auch den Nobelpreis für Wirtschaftswissenschaften erhalten. Was können Sie mir 

weiter über ihn erzählen?

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Mein Gott! Ist das eine Prüfungsstunde? – Weitere 

Zurufe)

Florian von Brunn (SPD): Es tut mir leid; Sie können ja einfach einmal über seine 

Geldtheorie usw.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Googeln!)

in Wikipedia nachlesen. Ich glaube, Sie müssen nicht die Zeit des Parlaments mit 

solchen Fragen vergeuden.
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(Beifall bei der SPD – Zurufe von der SPD und der AfD)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön. – Weitere Wortmeldungen 

liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist hiermit geschlossen. Wir kommen zur Ab-

stimmung. Der federführende Ausschuss für Wirtschaft, Landesentwicklung, Energie, 

Medien und Digitalisierung empfiehlt die Ablehnung des Antrags.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Antrag der AfD-Fraktion zustimmen möchte, 

den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die AfD-Fraktion. Gegenstimmen! – Das 

sind CSU, FREIE WÄHLER, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltung-

en? – Stimmenthaltungen sehe ich keine. Dann ist dieser Antrag hiermit abgelehnt.
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